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Nr. 32. 23215, den 4. August 1922.

 

Jnserate werden bis Donners-
·taa mittag in der Geschäftsstelle
angenommen.« -- Preis für die
fünfgespaltene Petitzeile 2,50 M»
für außerhalb des Kreises Oele-
:: Wohnende 3,00 Mk.

Max Politi.
Druck und Verlag A. Ludwigs Buchdruckerei Rothe, Politt ö: Co. in Oels

60. Jahrgang.

Amtlichee Teil-

A. Bekanntmachiuigen des Laitdrats.

L l 4748 O ell s, den 2. August 1922.
Revision der gewerblichen Anlagen und Gastwirtschaften.
Die Ortspsolizeibehörden des Kreise-s ersuche ich, die- gewerb-

lichen Ansliasgenll und die Gast- unsd Scheuuskwirtlschaften einer
Somnierrebisiini zu unterziehen, soweit dies noch nicht ge-
schehen ist.

Die Katasterblsättser« und die Ninchiliiieissuusg der Gast- uuid
Schankivsirtschaften (die den Ortssposlizseibehörden in den nächsten
Tagen zugehenl werden-) sind bestimmt bis zulm 15. September
D. J. einszuresichen

L l 5510 O els, deui 2. August 1922.
Beschaffung von Reichsflaggen.

Mach einem Erlaß des Herrn Rieichsministers des Innern
vom 10. 7. 22 wird der- 11. August D. J. isni ganzen- Reiche
in größerem Ulnisfasngie gefeiert werden. Die Gerne-insdevorstsäusde
werden darum angewiesen, bei der Bevölkerung in geeigneter
Weise auf »die Beschalffuug von Reichssflasggen hinzuwirken.

L 1 52-22 O el s, den 31. Jus-i 192c2.

Ungültig erklärte Staatsschuldurkundein
Auf die in Nr. 29 S-.183 des Aiutsslbllatts der kiiegieruusgi

Breslau vom 2«2. 7. 22 erschien-euch Liste der im Rechnung-s-
jashre 1921 fiir kraftlos erklärten Staatssihiulidur-kuu·deii weise ich
Interessenten hin.

L. I. 5389. Breslau, den 15. Juli 1922.

Jch mache auf den Erlaß des Herrn Ministers des
Innern vom 7. April 1922. -——«l e LOZ —- betreffend Ent-
fernung monarchistifcher Hoheitszeichen (Mm.-Vl. für die preuß.
innere Verwaltung von»1922, Seite 407) aufmerksam. Die
Durchführung des Erlasses ist mir bis spätestens zum 1. Sep-
tember 1922 zu berichten.

Der Regierungspriifident
gez. Jaenicke

Oels, den 27. Juli 1922.

Die Ortspolizeibehörden und die Herren Landsiigereibeamteu
ersuche ich, mir bis zum 15. August 1922 über die Durch-
führung zu berichten «

Fehlanzeige ist erforderlich

L. II. 636. Oels, den 2. August 1922.

Kohlenverforgnng der Schulen.
Unter Bezugnahme auf die Bekauntmachung vom

14— Juni 1922 —- K. V11} 497 -—— tKreisblatt Seite 122)
ersuche ich die Schulberbände hiermit nochmals dringend — so-
weit es inzwischen noch nicht geschehen ist
bedarf für den Winter bei der Kreislohlenftelle auzunielden, da-
mit die notwendige Kohle noch vor Eintritt des Winters be-
schafft werden kann Es empfiehlt sich, zur Streckng der
Kohlenvorräte sich umgeheud noch mit Koks, Briketts oder Torf
zu versorgen

---— ihren Kohlen-- l

Diejenigen Schulter-blinde deren Kohlenbersorgmig für den
Winter nicht sicher-gestellt ist, wollen mir unter Angabe des

uebenstcheudeu Geschiiftszeichens bis zum 20. September D. Js

berichten

O els, den 27. Juli 1922.

Richtliuien
des Automobilklubs von Deutschland für die Aufstellung von

Warnuiigstascln fiir den Kraftwagenverkchr.

§ I« »
Diejenigen Punkte, au denen Varuuugstafelu aufzustellen

sind, werden vom Automobilklub von Deutschl-and oder seinen
Kartelltlubs in Gemeinschaft mit den Wegebehörden festgestellt

§ 2.
Waruuugstaselu sind nur da aufzustellen, wo sich vorn

automobiliftischeu Standpunkte gesehen auf freier Strecke wirk-
lich gefährlich-e Stellen befinden. IInnerhalb geschlossener Ort-
schaften sollen Waruimsgstafelåi cnicht zur Anwendung kommen

x .

L I 4955 II.

0.- U“ »« » ‘ „. · «

Die Tafeln sind, sofern nicht ortlzche perhaltnisse einen
anderen Abstaud»erfor»dern, wenigstens 250, hochstens 300 Meter
von der als gefahsrlich zu kennzeichnendeu Stelle anzubringen

Q z·

Die-Tafeln sind rechts zur» Fal)r«trichtii·iig und möglichst im
rechten Winkel zu dieser aufzustellen

c; r
. d 9- . ..

Die Tafeln sind»so»anzubringen, daß die Entfernung der
oberen Kante vom Erdboden 2 Meter betragt.

« 6
Sie Pfosten dürfen nicht lediglsichiu den Erdbodensbew

senkt-, sondern muss-en iu geeigneter Weis-e (zuni Beispiel durch
Zeuientierung befestigt werden.

Auf den« Tafeln selbst sind andere Juschrsifteu als die
Namen der stiftend-en Klubs nicht gestattet. Die Schrift darf
nicht größer sein als diejenige des Wortes »Gestiftet«; die Na-
uieu sind an den« hierfür vorgesgniebenen Stellen anzubringen

Tafeln ist die Anbringng eines Reklanieschsilssdes
soll fiir die Art der Reklame das vom- Auto-
Deutschfland mit dem Reichssvierkehrmsiuisterium

Landesresgie-

Untier den
zulässig, jedoch
niobilkslub von
(Ab·tl. für Luft- und Kraft-fahrweseu) und deu-
ruugen vereinbarte Muster maßgebend fein.

J. Nr. L. I. 5349 Oels, den 27. Juli 1922.
Verf. des Min. des Innern vom 27. 6. 22 —- II N. 1017, betr.
Befugnis der Ortspolizeibehörden zum Verbot von Bildstreifen,

gegen deren Zulasfnng Widerruf beantragt ist.
Die Frage, ob neben der Prüfung der Bildstreifen durch

die Zulassungsftelle auch die Ortspolizeibehörde die Befugnis
habe, in gewissen Ansuahmefiillen die Vorführung eines Filni.-
streifens zu verbieten, ist vom Ober-Verwalterugsgericht in einer
bisher nicht veröffentlichteu Entscheidung vom 15. 12.21 —III A.
20/21 mit folgender Begründung bejaht worden:
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CZ ist für das Gebiet des preußischen Polizeirechts an-
erkannten Rechtens daß die Polizei ausnahmsweise zur Ab-
wendung von Noli und Mißstiinden, die dringend polizeilicher
Abhilfe bedürfen, wenn solche sich nicht auf andere Weise als-
bald befchaffen lässt berechtigt ist, vorübergehend bis-zur Er-
möglichnng anderweitiger Regelung auch gegen Unbeteiligte vor-
zugehen und in Sltechtsverhiiltnisse einzugreifen, die an sich ihrem
Zugriffe entzogen sind. Die durch das Lichtspielgesetz erfolgte
Regelung des Lichspielwesens mit dem grundsetzlichen Ausschlusse
polizeiwidriger Bildstreifeu bildet einen Teil der öffenllichen
Ordnung, zu deren Schutz die Polizei berufen ist, soweit dasiir
nicht andere Behörden bestellt sind; da nun der im Lichtspiele
zmn Ansdrncke gelangte gesetzgeberische Grundsatz die Vorführung
eines polizeiwidrigen Bildstreifeus trotz der Zulassuug nicht duldet-.
für die Zeit bis zum «?ll)scl)llifse des Widerrufsverfahreus aber
die Prüfungsbehörden zmu Erlaß einstweiliger Anordnugen nicht
berufen sind, so fällt diese Obliegenheit den Polizeibehörden im
Rahmen ihrer allgemeinen Aufgabe für ihren örtlichen Zuständig-
keitsbereich, jedoch nur dann zu, wenn in diesem Bereiche der
Bildstreifen vorgeführt werden soll nnd daselbst die besonderen
Ausnahmenmstände hervortreten, welche ein Widerrufsverfahren
dringend nötig erscheinen lassen. Dabei steht der Ortspolizei
aber nach dem oben gesagten kein völlig selbststiittdiges, von der
Zuständigkeit der Liiiderrufsbehörde losgelöstes nnd daneben
hergehendes Verbietnngsrecht zu. Sie hat nur die Aufgabe,
bis zum Spruche der Widerrufsbehörde für die Wahrung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu sorgen und darf daher
nur für diese Zeit der Vorführung des Bildstreifens entgegen-
treteu und zwar dergestalt, dasz die ortspolizeiliche Anordnung
bei erfolgreicher Durchführung des Widerrnfsverfahrens durch
den Spruch der Widerrufsbehörde ersetzt wird, im anderen Falle
mit der den Widerruf ablehnenden Enscheidnng der Oberprüf-
stelle ihre Geltung verliert. Die Zuständigkeit der Ortspolizei
wird mithin durch diejenige der Prüfungsbehörde gebunden und
das erheischt dem Betroffenen gegenüber, daß die den lediglich
interimistischen Charakter ihrer Anordnung auch in dieser selbst
zum Ausdruck bringen muß, will sie nicht die ihr allein zu Ver-
fiignng stehende Rechtsgrundlage verlassen und in die Zuständig-
keit der Prüfmtgsbehörden eingreifen. Sache der Aufsichtsbehörde
wird es sein, in dieser Beziehung die nötigen Weisnngen zu
geben und insbesondere zur Verhütung von Elliißbränchen dafür
zu sorgen, daß die eingreifende Ortspolizeibehörde unverzüglich
zugleich die Einleitung des Widerrnfsverfahrens hinsichtlich des
durch die Umstände polizeiwidrig gewordenen Bildstreifens an
zuständiger Stelle anregt. Jm übrigen stehen dem von einer
solchen einstweiligen Anordnung der Ortspolizei betroffenen Be-
sitzer des Bildstreifens und Lichtspieltheaterbesitzer selbstverständlich
die nach dem Landesrechte gegen »polizeiliche Verfügungen«
gegebenen Rechtsmittel zu. -

Die Entscheidung wird zur Kenntnisuahme und Beachtung
mitgeteilt. Zugleich ersuche ich in allen Fällen, in denen auf
Grund dieser Entscheidung von einer Ortspolizeibehörde ein-
geschritten wird, mit tunlichster Beschleunigung an mich zn be-
richten.

11.11. 627. . Oels, den 81. Juli 1922.
Beiträge zur Landesschulkafse.

Die Höhe des Beschulnngsgeldes für das Rechnungsjahr
1922 ist noch nicht festgesetzt Un den Schnlverbiinden die
Zahlung der Schulstellenbeiträge (vergl. meine Bekcntntmachnng
vom 20. Juni 1922 — L. II. 512 — Kreisblatt Seite 131.)
zu erleichtern, ist die Kreiskasse angewiesen worden, das Be-
schnlungsgeld nach dem Satze vom Rechnungsjahr 1921 unter
Berücksichtigung der eingetretenen Veränderungen auf die Schul-
stellenbeiträge für 1922 anzurechnen. Ein etwaiger Ausgleich
kamt nach Eingang der Anweisung vorgenommen werden.

L. I. 5458. Oels, den 31. Juli 1922.
Wasseruutersuchungeu.

Jch mache darauf aufmerksam, das notwendig werdende
Wasseruntersuchungen lediglich von der Landesanstalt für
Wasserhygiene in Berlitt-Dahletn ausgeführt werden.
199 Dis Gebühren betragen mit Wirkung vom l. Dezember

. «1 a :  

1. für jede eingefandte Trink- nnd Wirtschaftswasserprobe
48 SUEarf,

. für jede eingefandte Kesselspeifewasserprobe 60 Mark,

. für jede eingefandte Trink-, Wirtschafts und Kesselspeise-
umsserprobe 72 Mart.

Jeder der Anstalt einzusendenden Probe ist ein ansgefüllter
Fragebogeu beizufügen und zwar unter Beachtung der vorge-
drnckten Anweisung

Die Fragebogen werden von der Landesaustalt für Wasser-
hvgiene ans Anforderung kostenlos geliefert.

l(’.l.1182. Oels, den 21i. Juli 192:’.
kliückfenduug der Mobiliarversicherungsheberollen für 1922.
Die tsiemeindevorstände von Leuchten, Neuhof b. R,

Ztromn Vielgnth und gsessel nnd die Herren Gntsvorsteher
von Bogscl)ütt, Carlsbnrg Gntwohno Kaltvorwerk (Admini-
stration), Lampersdorf Ludwigsdorf nnd Neuhaus ersuche ich
um lmldgefällige Wiedereiusendmig der Mobiliarversicherungs-
Oelserollen für 1922 an den Streisversicherungskommissar in
Oels,

L
0
1
0

Der KreisfeuersozietiitsDirektor.

L-.l.:')4—97. Oels, den 3. August 1922.
Verf. des Ministers d. Innern v. 18. 6. 1922 — l. c. 839
-—-— betr. Bestätigung des Stimmrechts der Unterzeichuer von

Zulassmtgsantriigen zugunsten eines Volksbegehreus.
Jn Ergänzung meines Erlafses vom T. 4. 1922 — 1. c.

4.137 (M.-Bl. i. V. S. 405) bestinnne ich, daß der von den
lsiemeindebehörden zu erteilenden Bestätigung das Dienstsiegel
beigedrückt wird, wie dieses bei behördlichen Bescheinignngen
allgemein üblich ist«

Jch ersuche ergebenst, die Gemeindebehörden hiernach mit
entsprechender Anweisung zn versehen nnd sie bei dieser Ge-
legenheit auf die genaueste Befolgung meines vorbezeichneten
Erlasses erneut hinzuweisen.

Unter Bezug auf den unterm 24. its. 1922 im Kreisblatt
S. 91 bekamitgegebenen Erlaß vom 7. «1.5. Js. weise ich die
Gemeindebehörden erneut auf genaueste Befolgung hin.

Oels, den 1. August 1922.
Nachweisuug

der erteilten Jahresjagdscheine.
ausgeferligt

August Hoffmann, Waldwärter, Raake 7. Juli 1922
Hans Noch, Rittergutsbesitzer, Kurzwitz 8. Juli 1922
Waldemar v. Nandow, Rittergutsbes., Randowhof 10. Juli 1922
Otto Hoffmann, Förster, Johnsthal 14. Juli 1922
Dr. Krügen Rittergntsbes., Allerheiligen 17. Juli 1922
Martin Leder, Sek·undaner, Ob. Mühlatschütz 19. Juli 1922
Giinther Leder, Sekundaner, Ob. Mühlatschütz 19. Juli 1922
Ernst Scupin, Erbscholtiseibes., Cronendorf « 21. Juli 1922
Reiuhold Werner, Wirtseh.-Jnsp., Wildschütz 25. Juli 1922
Ludwig Buchta, Förster, Wildschütz, 25. Juli 1922
Gustav Knittel, Rentier, Hundsfeld 25. Juli 1922
Fritz Thon, Förster, Oels, Holteistr. 2 26. Juli 1922
Max Nagler, Renttneister, Ostrowiue 27. Juli 1922
Karl Hirschberg Forstausseher, Briese 28. Juli 1922
Hertnann Langer, Revierförster, Briese 28. Juli 1922
Herbert Buscha, Hilfsjäger, Briese 10. Aug. 1922
Werner Haselbach Postelwitz, 28. Juli 1922
Ferd Frh. v. Twickel, Ostrowiue 1. Aug. 1922
Johannes Frh v. Twickel, Student, Ostrowiue 1. Ang. 1922
Sippli, Justizselretär, Bernstadt 1. Ang. 1922
Kalau vom Hofe, Rittergntsbes, Schwierfe 1. Aug. 1922

L. 1.5589. Oels, den 1. August 1922.
Poluische Pässe für Optantm

Die ehemaligen Reichsangehörigen, die wirksam vor deut-
schen Behörden für Polen optiert haben, haben etwa in ihrem·
Besitz befindliche deutsche Pässe nnd Personalausweise abzu-
liefern und sich politische Pässe zu beschaffen.

Die Ortsbehörden ersuche ich, dies ortsüblich bekannt zu
geben, Pässe von den in Frage kommenden Personen evtl. ein-
zuziehen nnd dieselben nach hier einzureichen
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Oels, den 2. August 1922.

 

 

 

 

      
 

Bullenkorung.
Nachstehend aufgeführte Bullen sind am 3. und 12. D. Mts. außertermiulich angekört worden:

1 | « 2 I 3 sp- WI -.1, I
.. . D e « « s « .Ä’Ib. T D . Des Bullmbesjtzers Des vorgestellten Bullcu -

Musteruugsort » _ » . . H- »
Nr. Stand, Name und Wohnort Altel dale Rasse

Jahre bez. Abzeicheu ..

1. Woitsdorf Amtsrat Eckert 2 schwarzscheckig Osthieie
2. Ober Woitsdorf » » 2 schwarz mit »

. weißem Fleck
3. Woitsdorf Gemeindevorsteher Güuther 2 schwarzscheckjg »
4. Bogschütz Gutsbesitzer Dabisch 11/2 schwartheuz »
5. Bogschütz Gutsbesitzer Kirchhof 21/4 rotweiß »

L. I. 5574 Berlin W. 9, den 351. Mai 1.922. L. II. 1’191). Breslau, den 2. Juli 1922.

Einfiihr von Pferden aus den östticheu Ländern.
Die mit meinem Erlaß vom 29. Dezember 1921 — I. A1

llIi 15460 — mitgeteilten, für die Eiufuhr von Ablieferuugs-
pferden vorgeschriebenen Bedingungen siud jetzt allgemein auf
alle Pferde, die-aus Oesterreirh Ungarn, der Tschecho-Slowakei,
Rumänieu und Jugoslaoien nach Deutschland eingeführt werben,
mit der Maßgabe anzuwenden, daß die nicht für die Ablieferung
bestimmten Pferde innerhalb eines Zeitraumes von 10 Tagen
nach der ersten serologischeu Untersuchung einer zweiten der-
artigen Untersuchung zu unterwerfen sind. Die llntersuchungen
haben am Bestimmungsorte stattzufinden Die Ortspolizei-
behörde des Bestinmmngsorts hat dafür zu sorgen, daß der
Verbleib der Pferde jederzeit festzustellen ist. ·

Diese Bedingungen werden den Häudlern als Anhang zu
den Einfuhrbedingungen mitgeteilt werden. Von den Händlern
wird verlangt werden, daß sie sich durch Unterschrift für die
Einhaltung der Bedingungen verpflichten

Ministerium für Landwirtschaft, Domäneu und Forsten.
Jm Auftrage:.
gez. Hellich

Oels, den 3. August 1922.
Vorsteher-wen Ministerialertaß bringe ich zur Kenntnis der

Ortspolizeibehörden unter Bezug auf meine Kreisblattverfügung
Vom 29. Dezember 1921 —- Kreisblatt Seite 16 oou 1922 ——-.

L. I. 7570. Oels, den 2. August 1922.

Forderungen deutscher Gläubiger
an in Polen wohnende Schuldner.

Ein Einzelfall gibt mir Veranlassung darauf hinzuweisen,
daß zurzeit durch Verordnung der polnischen Regierung alle
Zahlungen an deutsche. außerhalb Poleus wohneude Gläubiger
bis auf weiteres gesperrt sind. Den in Polen lebenden
Schuldnern ist durch die polnische Valutaverordnuug vom
20. November 1919 bis zur späteren Regulierung gegenüber
den Forderungen solcher Personen. die außerhalb Polens
wohnen, eine Stuudung von noch unbestimmter Dauer gewährt.
Eine Auszahlung durch polsnische Schuldner läßt sich daher
gegenwärtig nicht erzwingen, selbst wenn man schon im Besitz
eines vollstreckbaren Titels ist. Wenn überhaupt, so würde sich
auch höchstwahrscheiulich kraft der poltiisclJen Valutaverordrmng
nur die Zahlung in polnischer Valuta erreichen lassen, womit
den Lilutragstellern wohl kaum gedient sein Dürfte.

Es kann daher gegenwärtig amtlich für derartige Geweh-
steller nichts getan werden, es wird jedoch empfohlen, sich ent-
weder au den »Laudesverband Schlesien des Deutschen
Ostbundes« in Breslau, Langeholzgasse, oder an den
»Deutschen Gläubiger-Schutzverein für Polen und
Litauen«, Berlin W. 8, Behrenstraße 64, zur Vertretung
ihrer Interessen zu wenden.

Die Ortspolizei- und Ortsbehördeu ersuche ich, vorstehendes
wiederholt ortsüblich bekanutzumachen  

Maßnahmen zur Erhaltung nnd Förderung des deutschen
. Musikmiterrichts.

Um eine gesunde Weiterbildung und Fortentwicklung des
deutschen Musikunterrichts in die Wege zu leiten, hat der Herr
Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung durch Erlaß
11111113. Mai 1922 --—— U. IV. 10087. 1. U. III. D. U. III. B. U.
II'I. C. G. I. G. II. —- angeordnet, eine laufende Uebersicht über
das låjesamtgebiet des privaten Musikunterrichtsweseus in seinen
mannigfachen Abstufungen und Verschiedenheiten zu schaffen und
deshalb folgendes bestimmt:

Die Kreisschulrätelegen für ihren Aufsichtsbezirk zwei ans
dem Laufeudeu zu haltende Verzeichnisse an. In das eine
(Muster 1) sind die zur Zeit im Bezirk vorhandenen und später
neu hinzukommenden Musikschulen einzutrageu, in das andere
(Muster 2) die zur Zeit im Bezirk vorhandenen und später
neu hinzukommenden Einzellehrer 1111D Einzellehrerinsueu, die in
der Musik mindestens fünsSchülern Einzelunterricht oder mindestens
zwei Schüler gemeinsam mehr als zweimal wöchentlich unterrichten.

Zu den in das Verzeichnis Muster 'l. aufzunehmendeu Musik-
schuleu gehören auch Kapelleu, die ihren künstlerischen Nachwuchs
(Lehrlinge) selbst ausbildeu. Für die Aufnahme der Musik-
schuleu in das Verzeichnis ist es ohne Belang, ob sie die Be-
zeichnung Konservatorium, Akademie, Seminar, Musikschule oder
dergl. führen.

Zu den iu das Verzeichnis Muster 2 einzutragendeu Einzel-
lehrern und Einzellehrerinneu gehören auch beamtete Personen,
die den Musikuuterricht cmßeramtlich als Nebenbeschäftignng
betreiben. .

Um die erstmalige Anlegung der Berzeichuisse zu ermöglichen,
fordern wir die Leiter und Leiterinueu der vorhandenen Musik-
schuleu sowie die vorhandenen Einzellehrer und Einzellehrerinneu
in unserem Bezirk hiermit auf, binnen 3 Monaten vom Tage
dieser Bekimntmachung ab ihre Anstalten bezw. sich selbst bei dem
zuständigen Kreisschulrat zur Eintragung in die Verzeichnisse
schriftlich oder mündlich zu melden. Bei dieser Meldung sind
anzugeben:

ei) vou den Leiteru der Musikschulen hinsichtlich ihrer
Anstalten :

getraue Bezeichnung nnd Sitz der Anstalt, Adresse
des Leiters und Inhabers; außerdem ist eine
Auskunft darüber erforderlich, ob eine behörd-
liche Erlaubnis für die Musikschule und ihre
Lehrer erteilt ist, gegebenenfalls, wann und von
welcher Behörde; ·

b) von den Einzellehrern und -lehrerinnen: .
Vor- und Zuname, Geburtstag, Jahr, Ort, Kreis,
die von ihnen vertretenen musikalischen Lehrfächer
(Klavier, Flöte, Violine, Gesang, Theorie usw)
sowie genaue Adresse; außerdem ist eine genaue
Auskunft darüber erforderlich, ob und gegebenen-
falls wauu und von« welcher Behörde sie die
Genetnnigung zum Unterrichten erhalten haben,
auf Grund welcher Vorbildung sie ihre Lehr-
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tlitigkeit ausüben, sowie ob nnd gegebenenfalls
wann sie sich einer musikalischen Fachsirüfung
unterzogen haben Beaintete Personen haben
auch ihr Hauptamt genau zu bezeichnen

Neben dein Verzeichnis der Musikschnle (Muster l) haben
Die Kreisschulräte für jede Musilschnle ein ausfülnliches Karten-
blatt nach Muster 3 anzulegen und auf dein Laufeudeu zu
halten. Die Kartenblätter sind von dem Leiter der Anstalt
orduuiigsgemäß auszufüllen Die Vordrucke für die Karten-
blätter werden den Aiitaltsleiterii in Der Regel alsbald nach
der Anmeldung der . iistalt zum Verzeichnis vom Kreissehuli
rat oder, sofern die Anmeldung zum Verzeichnis durch eine
niusikpädagogische Organisation bewirkt ist, von dieser zugesandt
werden und sind von den Anstaltsleiteru nach Ausfiillung dein
Kreisschulrat bezw. der betreffenden Organisation zurückzuseuden

Musiklehrer oder Musilschulen die den Unterricht neu aus-
nehmen, haben Die Anmeldung zu den Verzeichnissen binnen
drei Monaten nach Beginn der Tätigkeit unmittelbar beim
Kreisschulrat zu bewirken, und ebenso sind alle Aenderungen
bei den eingetragenen Schulen und Einzellehreru auch in Be-
zug aus die im Kartenblatt gemachten Angaben spätestens
vier Wochen mich Eintritt der Veränderung unmittelbar dem
Kreisschultat anziizeigen Die weitere Leitung einer Anstalt
bezw. die weitere Erteilung des Musiksunterrichts tauu unter-
sagt werden, weint die vorgeschriebenen Meldungen unterbleiben
oder nicht rechtzeitig erfolgen oder wenn die erforderlichen An-
gaben nur unvollständig oder iiurichtig der zuständigen Stelle
genannt werben.

Die Anmeldung der Musitschulen und Einzellehrtriifte zu
Den Verzeichnissen ist zu bewirken im Kreise Oels beim Kreis-
schulrat Schöuborn in Oels

Regierung Ath. für Kirchen und Schulwesen.
Die Ortspolizei- und Ortsbehörden ersuche ich um wieder-

holte ortsübliche Bekanntgabe des Borstehenden

L. II. 590.

 

L. I. 541.6. Oel-T den 31. Juli 1922.
Haiiskollekten.

Zur Bekauutiuachuug vom 22. l2. 1921 —-— Kreisblatt
S. 268 —- Die im Kollekteuoerteiluugsplau 1922 unter lfd.
Nr. 9 aufgeführte Hauskollekte zur »Abhilfe der dringendsten
Nststäude der evangelischen Laiideskirche« wird erst im Monat
Oktober eiiigesainiiielt werden Au ihrer Stelle gelangt die
Hauskollekte für das Bunzlauer Waiseuhaus und zwar gleich-
zeitig mit der Kollekte für die Berliner Missionsgesellschaft in
Den Monaten August unsd September zur Einsaiumluug

Qels, den 8. August 1922.
Fahnduug.

Der ehemalige russische Kriegsgefaugene Andrusehtscheuko
Karp aus Lampersdorf, Kreis Steiuaii a. O. hat sich am 27.

L. I. 5610.  

April 19‘3‘2 vou seiner genannten Ellrlteitsstelle entfernt und ist
seitdem verschnmnden

Da Star-u sich in der let-neu Zeit oor seinem Bei-schwinden
stumpssinnig gezeigt, auch seinen verdienten Lohn noch nicht
viillig abgehoben hat, liegt Die Vermutung nahe, das; er Selbst-
inord begangen hat bzin dass ihm irgendwo ein Unglück zuge-
stosseu ist.

Personalbeschreibiiiig: schlank, 1,t.58 Meter groß. Augen
blau, Haare d:iiik·elbloud, Alter: geb. 1:5. 10. 1882, Kleidung
vermutlich duiilelgrauer Jakettanzng, Cheiuisett ohne Kragen,
Schniirschuhe, helle Schildmiihe « —

« Im Ermittelungsfalle ist der Landrut in Steinan a. O.
zu benachrichtigen.

_—-——————-———

Osels., den 228. Juli 1922.

Feldsehittz.

Ein Einzelsall gibt nur Bersasiiilsaxssusuig» darauf hinzuweisen,

5435

(Daf; Der “.Uiauge‘i an Polizei-beginten es zur. Zeit nicht möglich
iitacht, ein-en ausreichteuidseui Schutz der Fielidiniarikeir iiu Kreis-e
durchzuführen Es iuussz aus« diesen Griiuldeui den lsöeiueinden
zunächst iisbserllassen bleiben, siir geeignet-en Schutz sei-bist zu sorgen,
gogebeuseirfialls durch Geiuesisirdteselsdihiiter.

« Oe l s, Den 16. Juli 1922.
Bestätigung

Der Fortstssekrsetär Karl ‚Wähler aus Vorstadt Bernstaidt ist
von mir »als Gutsoorstehe «-7stellloertretser des lfsziitsibezirks Vogel-
gesang bestätigt worden.

 

L I 4440 II

L l 4038 » .. - Oel e, deir 27. Juli 1922.
Ich bestsatzigpe hiesinit »die Wiahll des Stelleiisbiesitzers Paul

lssetdnser zum tsiieineiii ooristehesr Der. Gemeinde Mittel Mühlatk
fehl-itz.

 

l « I 3352 . « . Oel s, den 29. Juli 19s22.
Der Gutsbesitzer lPaul Gilosger aus Groß Zöllnsisg siisr svoni

iuir zum zweiten Schosfeii der Geiiiieiude Groß Zsöllsniig bestätigt
worden.

l. l 5580 Osels, dien 2. August 1.922.

Viehseuche.

.. Der Rotlsasuf usustser idem Sschiwseinie-bestände des Jurist-ellen-
bsesttzsers Wal—;ebsock in Woitsdorf ist erloschen Sperriniaßrsegeln
sind aufgehoben.

l. l 5028 Oe l« s, ldien 2. August 19'222.

Viehseuche.
· Unter dient Schweiuebestsauide dies- Stsellenbesitzers A. Schmidt
in Klein Oel-s itst Rotlasus tiseriarztlichi festgestellt worden.

Sperruiiaszregielsir sind angeordnet
⸗

an m m: m Wim nur einem urter. Most-mi- m
Beseitigung von

9 _ s

O o ⸗ ⸗

I der ständige Gebrauch von « 5/ « - "v .
Dbermevcr’a unebiotnax- w; . ‚

achvehaiidluiig tst ‚MINI-graue be- »EsI R
im! a ein ehren. Zu hab. in allen Apo-

En Zeiss-ists- m site-stumm- J

Altth Landliiiiigilieii
kann geheilt werben. mit Garten.

gäreeiigtiägbegiogiär’clß‘mgz anschließend einige Mogrlgen

ich. onnerst.v.10—1 Uhr IIIme bfsspktoläeur kquslåi
n" mod. “""Ms' gesucht. Angeb. an Schließ-ezialarzts “2 20| Breslau 8.S

Bctliit S.W. 11.   

Der Landrat.

Dr. Un ckell

III‘äiZIII'flIII
beseitigt schiiell Betttiaiitiuiieii, Ausschlag
KilttjulFlechunöchiippeii li.Eiw.ii. Kind
ohne Vemfsstöu jtltlotltlusach bewährt

Drogerie Ploschke
Dels. Ring 10. —- Aiich Versaiiu

H Sbmlllclsplltsscll il
Ein einfaches wunderbares
Mittel teile »ich gern sedem
kostenlos mit. _

Frau M. Poloni.
Hannover, S43/77 Schließlich 106

 

 

 

Alle Arten gebrauchte,
noch guterhaltene

Möbel u. Bitten
sind stets zu haben bei

IIIIII, Bernstadt i. Schl» Rosengasse 3

 

 

J

 

Obstnutzung
aus den Rieselseldern.

» Die dies-jährige Qbstnutzung auf den städtischen
Riesetfeldern soll meistbietend verpachtet werben. Pacht-
aiigebote sind bis zum 10. August D. J« lchriftlich an
uns einzureichen. Zuschlag bleibt vorbehalten.

Oele-, den 31. Juli 1922.

Der Magistrat.

ltoiiiiil Wohnung-Einrichtungen
Neuzeitlivche Küche-i
sowie Ergänzung-litten

neu und gebraucht, reell und preiswert bei

Richard Glump,· Tischlermeister,
bunbsielb, Görlitzerstraße 14.

Teilsahlmia gestattet.

 



Beilage zu Nr. 32 des Oelser Kreisblattes
 

  

Berlin W 66, den 29. Juni 1922.
III. E.Nr. 2206. Leipziger Straße 3.

Betrifst: Hilfsmaßnahmeu für Sozialrentner.
Ergänzung IV .

zu den Richtlinien über die Durchführung des Reichsgesetzcs
vom 7. Dezember 1921.

I. Es sind Zweifel geäußert worden, ob die Gutsbezirke
in gleicher Weise wie die Gemeinden zur Gewährung der Unter-
stützung aus dem Reichsgesetz vom 7. Dezember 1921 verpflichtet
seien, Da der § 1 dies-es Gesetzes nur von- einer solchen Ver-
pflichtung der Gemeinde spreche. « Demgegenüber-· weis-e Ich
darauf hin, daß nach den für ganz- Prseußen über-einstimmenden
einschlägigen Vorschriften- (§ 122 Der Landgemeindeordnung sur
die 7 bfttichen Provinzen, § 122 Der SchilesswigHsolstemisschen
3auDgemeinDeDanung, § 67 Der westfälifchen Landgemeinde-
ordnung, § 94 der hessenenanssauischen 53aanemeinDe-Danuug,
§ 36 Der hannoverschen Kreis-ordnung) für den Bereich eines
selbständigen Gutsbsezirtes der Gutsbesitzer zu den Pflicht-en und
Leistungen verbunden ist, welche den Gemeinden für den Be-
reich ihres Gemeindebezirks im öffentlichen Interesse gesetzlich
obliegen-.

II. Als« Rentenenipfänger im Sinne des Gesetzes gelten
auch Personen, die von den Knappschaftsskassen in. ihrer Eigen-
schaft als Sonderanstalten (§§ 1360 ff. R.V.O.) oder als
Ersatzkassen im Sinne der §§ 387, 388 A.V.G. Leistungen
auf Grund reichsgesetzlicher Versicherung erhalten.

III. Die (DemeinDebeheren sind nicht berechtigt, die Ge-
währung eine-r Unterstützung Don einer Erklärung des Rentens-
berechtigten über Rüekzahlnng der Unterstützung aus seinem
etwaigen Nachlaß abhängig zu machen.

IV. Das Einkommen eines erwerbsfähigen Ehemaunes ist
auf das Gesamtjahreseinkotnmeu sein-er eine Rente hie-ziehenden
Ehefrau insoweit anzurechnen, als er zur Erfüllung der »gesetz-
lich«-en Unterhaltspflicht beizustenern hat. Als Maßstab können
die Grundsätze in III. Abs. 3 meiner Richtlsinien vom- 27. Ja-
nuar 1922 —- III. E. 3897. III. —- (M-in.-Bsbatt ,,Vsolkswoshlsahrt«
1922 S. 1.81.) gelten-. Wen-n beide Ehe-glitten Rentenempsänger
sind nnd Kinder — auch gemeinsame- -—— unt-er 15 Jahr-en vor-
handen sind, dann soll sich nach Auffassung des Reichsarbeits-
ministsers bei der jetzigen Fassung des § 2 Abs. 3 dies Gesetzes
für jeden der Ehegatten das Gesamit-einkommen um 500 bzw.
600 all erhöhen; meine Entscheidung vom 6. Mai d. J. —-
III. E. 1675 —— an den Regisernngspräsidenten in Gumbinnen
berichtige ich insoweit.

V. Es ist von Gemeinden-, in deren Bezirk sich sein Flücht-
lingslagzer befinde-t, Beschwerde dagegen erhoben worden, daß
auch für die unterstützungssb«e«rechtsigiten Flüchtling-e von diesen-
Gemseinden der Anteil nach § 3 des Gesetzes get-ragen werden
müsse. Die Gemeinden glauben {ich hierzu nicht verpflichtet,
da die Wahl des Wohnsitzes von den Flüchtling-en nicht frei-
willig geschehen, sondern durch Zuweisung beeinflußt worden
sei. Nach Auffassung des Reichssarbeistsministesrs sind die Ge-
meinden gemäß § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Uebsernahme des
Gemeindeanteils verpflichtet, es sind jedoch- Vserhandlungen mit
dem Reichsmiusister des Innern eingeleitet, welche bezwecken,
daß die den Gemeinden hierdurch erwachsenden Kosten auf Die
Flüchtlin-gsfürsorge übernommen werden.

VI. Zu § 5 des Gesetzes nnd § 9a der Ausfüshrung«ssver-
ordnung vom 19. Mai 1922 (R-GVl. S. 482):

Für den Anspruch der Anstalt (Gem«einde, Armenverband)
ist nur die Einkottistii«ett«sgsretize des § 21, nicht aber die mög-
liche Erhöhung auf Grund des § 2a maßgebend.

Der Anspruch der Anstalt selbst darf % Der Gesamstbezsüge
des Rentenenrp ängers nicht übersteigen-. Unter (85esamt-bezügen
ist in diesem- all das Gesasmstjashreseink-osm-men.s des Renten-
empfängers einschließlich der nach § 2 Absatz 4 und 5 anrech-
nungsfrei bleibenden Einkommen-steile und einschließlich der
Unterstützung zu verstehen Die Anstalt kann auf Grund dieser
Ermächtigung jedoch niemals mehr als den vollen Betrag der
Unterstützung beanspruchen, selbst wenn er % Der Gesamtbe-
züge nicht erreicht.

Der Teil der Unterstützung, der von der Anstalt nicht be-
ansprucht werden bann, ist an den Rentenempfänger auszu-
zahlen, es sei Denn, das er die Anstalt zur Einziehnng des ihm
zu tehenden Beitrag-es s evollmäschtsige

_ Die Art der Berechnung ergibt sich ans folgenden Bei-
spielen:

a) Ein Rentetisenipfänger in einer Anstalt-, dem die Gemeinde
gemäß § 2a wegen des Vorliegens besonderer Umstände  

«Ax-

ein Gesamtiahreseinkonnnen von 4800 all z-u-billsisgt, hat fol-
gen-de Bezüge: .

1000 0/6 Juvalidenrente
800 c////f Kuappschasftssrente
700 all Zinsen ans Sparguthaben

zus.: 2500 all
Die Unterstützung beträgt, Da von der Knadpschaftsrenrte
nnd den Zinsen zusammen nur der 1200 W übersteigende
Betrag, als-o 300 (‚l/l anrechnnngisspflichtig sind, 4800 alt
—- 1300 (‚x/l = 8500 c---!. Die Gesamtbezüsgie des Ren-ten-
empfängers betragen Demnach 2500 und 3500 = 6000 all,
M davon = 1500 alt ist dem Zugsriff der Anstalt ent-
zogen-. Von der Unterstützung lvon 3500 all kanu die An-
stalt den der Einkomensgrenge des § 2 Abs. 1 entsprechen-
den Betrag von 3000 all beanspruchen-, während die rest-
lichen 500 07// Der Renten-emspfänger erhält.

h) Ein Renten-empfänsgier, dem ein (Defamtiahreäeiniemmen
von 4000 c// zugebilligt ist, hat an Bezügens lediglich {eine
Jubalidenrente im Betrage von 1000 0./5. Die Unter-
stützung beträgt also 3000 c/ll, {eine 05efamtbeaüge belaufen
{ich auf 4000 c///, wovon 1000 c/// Dem Zugriff der Anstalt
entzogen sind-. Die Anstalt kann in diesem Falls die ganze
Unterstützung vou 3000 c/// beanspruchen Hierbei be-
wensdiest se; auch dann, wenn der Rentenempfänger seine
Jtirmtidenrente an die Anstalt abgetreten hart.
\'II. Zu dem nach § 6 des Gesetzes von den- Gemeinden

verfotgbaren Unterhalrsansprüchen gehören nicht die den Ren-
tienempfängseru gegen eine andere Gemeinde auf Grund des
Reichs-gesetzes über den Unterstützsungswohnsitz zustehenden- An-
sprüche. Welche Gemeinde das ihr nach dem Reichsgesetz Dom
7. Dezember 192l. obliegende ein Fünftel der Unterstützmig zu
tragen hat, richtet sich lediglich nach § 3 Satz 3 des Gesetzes und
§ 1. Abs . 3 Der Reichisaussführnngsosrdnmtg nicht Dagegen nach
Dem Reichsgesetz über den Unterstützungswohnsitz Die Ges-
meindeu können also eine Erstasttung ihrer Aufwendungen nicht
von der Gemeinde fordern, in welcher der Untersstütztel seinen
Unterstützungstvohnsitz hat, bzw. von seinem Landar«mienv:erbsand.

Da die Unterstützung auf Grund des Reichsgesetz-es vom
7. Dezember 1«-921. nicht den Charakter von A rmsenunet-erfrüh-ringen
hat, bewirkt ihr-e Gewährung kein Ruhen der Fristen zum Er-
werb oder Verliusst des- Unterstützungswo«h-nisi"«tz«e«s-. Wen-n dagegen
der Renteuempfänger neben den Unterstützsungen aus- dem
Reichsgesetz iDom 7. Dezember 1921 noch answetidnngen aiuss der
öffentlichen Arsmentfürforge genießt, {o lwird hierdurch eine Ver-
schiebung des Unterstützunigsswolhnsitzes vermied-sen

VIII. Wie ich bereits in Ergänzung 3 unter 2 bemerkt habe,
ist es nicht beabsichtigt-, zu dem Reichsgesetz vom 24. Asprisl 1922
(RG·Bl. S. 4164) preußischse Ausssüthrusngsvorschristen zu erlassen,
da eine Aendernng Der Vorschriften über das- Verfahren nichlt not-
wendig ist-. Die neuen Bestimxmungen- üsber die Hilfsmasßsnashmen
zugunsten der Ssoziallrentner sind, sosweit sie zu Zweifeln Anlaß
geben ikönsnen, so ins-besondrerie, wann gemäß § 2a des Gesetz-es
,,beso·n:derse Umstände-« als vorliegen-d erachtet werden können-,
matehielt-rechkliiicher Statur. Jsch bin daher bei dem Reichs-
arbeitsinintiister vsorstesllsilg geworden-, daß er Grundsätze für die
Auwetildsbasrkeit des § 2a. auiffte‘tßen mdge

Auch über Die Besstisnnuung dies § 8 hetr. ‚Die. Zuschüsse an-
leisstsusngisunsäjhige Gemeinden ists für Preußen eine Ansführnngs-s--
asnweisnng vorerst nicht zu erivarten; ich beabsichtige aber dem--
nächst im Einsvernehmen mit Der Fistrasnznerswaltung durch ein-e
neu-e Ergänzung meiner Rsiehtliinsien die Vorn-ussetzunsgen, nach
welchen in Preußen solche Zuschüsse an Gestneisnden zu gewähren
sind, ibierkannt zu geben.

IX. Der weiche-{JaftIm-iivifter hat auf Anfraige erklärt» daß
Die Pest-behörden nicht in. Der sLlatgses seien, lvosn amtlslwegenc
Iliasrhtveisungen sämtlicher Sozialreiutsner für Die Die Unter-
stiitzung festsetzen-de Dienst-stelle anzufertigen A-1(·sskiin«fte könnten
nur gegen Erstarrung der Unkosten erteilt werden.

X. Zin- § 4 Abs. 3 Der Ait«sssiüihrnngs-Veroirdsnung vier-weise
ich auf §§ 30 ff. der RVlO., wonach d ie. Ausksnnftssspflicht der
Versicherungsträger durch Die Astr«fsi«ct)«ts«behör-de- erzkiwusngen wer-
den kann.

XI. Zu § s6 Abs. 2 Satz 3 Der Ausführnnigsverioridsnung
bemerke ich, daß wenn- Die Usnterhalltsasnxsprsüsche zwar erfüllbar,
aber nur mit groß-en Schwierigkeiten nnd durch laxngtwierige
Iliechtssstreitsiglkeisten diurchfetzsbasr erscheinen, dem Antragsteller
durch Vorschiilsse «ge«lws.-sen werd-en -ka«n:n., gegebenenfaillls sind die
Unterhaltssansprlüehse gemäß § 0 des Gesetz-es zsu verfolgen



' XII. Die Vorschrift des § 9 Satz 1 der Anstfiihrnssngsber-
orduung wir-d sdurchi § 6 Ajbs 1 Satz 2 ider Anssfiihrnnsgssiveror-ds-
nun-g in der Fassung vom 16. Mai 19272 nicht berührt. Daher
ist· bei Oblaschszashlsusngen fiisr elisne riiiber den Beginn des- Monats,
innerhalb« dessen der Antrag gestellt wird, zurück-liegende Zeit
nicht auf den Beginn des Ebiioiiastsy innerhalb dessen die gesetz-
lichen Vsovauissetmnsgen eingetreten waren, zurückzugehen.

XIII. Da dass Saargtebiet von einer asnssliändischen Macht
verwaltet wir-d, hast weder die Reichss- noch die Prensßissche Re-
gierung seinen nnmtitptelsbaren Einfluß aknf die Gemeinden diserZ
Saargebsietess hinsichtlich »der Turehfiilhrnuig sdes Reichssgsesetzes
-«vom 7. Asprsitlt XVI im Saargebier Die Gewährung- oon
Reichsmitteln an die Gemeinden des Siaargebiets swird von der
Regierimsgssskommission des Saargebiets nicht gewinn-seht

XIV. Innerhalb des Deutschen Reiches lesbentde Leiter-
reicher können ausf Grund der Veroudtmng vom 4. Februar
1922 (RG«Bl. 204) nnr dann die Unter«stii«tzmsnsgen nach dem
Reichsgesetz- -vom 7. Dezember 195211 erhalten, wenn sie von einer
deutschen Bersicherungsanstalt ihre Rente beziehen.

XV. Der Satz 1 im § 4 meiner Ansssfiihrnngssausw-eisung:
»Die allgemeinen Verwasltnsngstosten trägst der Komsnmnalver-
band« ist Von kreisznigehöritgew Staldten, die eigene Stellen znr
Entscheidung über die Unterstützungen eisngeriehsteit haben, so ans-
gelegst worden, als ob die Verwalltsnsngsckiossten nicht von ihn-en,
sondern von ldem Kneissversband zu tragen wären. In »ii-hnlicher
Weis-e haben Stadtkrieise versucht, diese Kosten ans tden höheren
Kommnnativerband, sdie Provinz, asbzniwälzen Diese Auslegung
des § 4 ist unzutressend. Jm § 4 sinsd nnr die Fälle behandelt,
in denen sdie Festsetzung der Unstersttiitznng nicht durch-die Wohn-  

ortgemeinsde selbst, sondern durch einen übergeordneten Kom-
mnnalverband stattfindet. Nur in diesen Fällen greift die Tei-
lung der Kosten nach Vernmlttrtigs- und Jndividnaltosstem tote
sie § 4 regelt, Platz. Der- Gsrnnd fiir diese Lastenv-erte-I-lu-ng Itt
in l meiner Riehtlinien ansigessprochen

VXI. Zu IV Abs. flJ meiner Riehtlinisent

Wenn die Knappschaststassen die wegen der Geldenttwertnng
nnznlsiingil ich gewordenen knapipsschaftilischen Leistmngen durch Zu-
lagen erkgiiinzenr um einer sittlichen Pflicht nnid dem Interesse
an der Erhaltung eines sbsernsfsssfrendisgen Arbeiterstandes zu ent-
sprechen, oider wenn« sonstige Einrichtung-en der Bseruftssfürsorge
(V-eirfiichersnnigsnnternel)smen., Hilfs- nud Psensionsttassen n«sw.),
ferner Arbeitgeber oider A rbeiktsgesberberbäinkde ohne Bestehen einer
Rechtes-flicht Teniernngsznlagen oder laufen-de Unterstiitznngen
ain innirlikde Arbeit-er zahlen, so skann esine s-?’lnreihnmi«g miter-
b-lei)ben, falls die Zulagen mit der ausdrücklichen Bestimmung
gewährt werden, das; sie lediglich die iifsfentllichen Leistungen er-—
ganzen, aber- bei Anrechnung aus diese wegjallen sollen. Zo-
fern eine solch-e ausdrückliche Bestimmung nicht getrofer wird,
müssen dagegen die Zulagen auf die Unterstützungen aus- dem
Noststasndssmasznahmengesetz nach § 2 Abs. \' angerechnet werden.

Der Minister fiir Volkswohlfahrt.
H i rtsiefe r.

11'3149. Oele-, deu- 29. Juki 1922.
Vorstehenden Erlaß bring-e ich hiermit zur Kenntnis und

genauesten Beachtung

Der Vorsitzende des-s Kreigaugsctmsseg.


